
gern. Sie vertrauten darauf, daß mit Ausschalten des 
Hauptschalters auch die Heizsonne verlöschen wer­
de. Durch die stundenlange intensive Wärmestrah­
lung entzündeten sich die in einem Regal stehenden 
Akten. Die Zimmereinrichtung verbrannte. Die 
Angestellten hatten sich ebenso wie die Raumpfle­
gerin nach § 188 Abs. 1 StGB zu verantworten.
In der Küche seines Wochenendhauses stellte S. ei­
nen zweiflammigen Propangaskocher auf. Die 5- 
kg-Flasche für Flüssiggas brachte er vorschriftswid­
rig in einem mit Deckel verdeckten, mit Fliesen 
ganzwandig ausgelegten kleinen Keller ohne Lüf­
tung unter, der sich unterhalb der Küche befand, 
und verlängerte unzulässigerweise den Schlauch. 
Der für die Errichtung der Anlage zuständige K. 
stellte aus Gefälligkeit den Abnahmeschein für In­
dustriegas-Anlagen im Haushalt aus, ohne den Auf­
stellort gesehen zu haben. Obwohl alle Familien­
mitglieder versichern, mit Propangas stets vorsichtig 
umgegangen zu sein, kam es, als der Schwiegervater 
des S. mit einem offenen Licht in das Kellergelaß 
leuchtete, zu einer Explosion, bei der der Schwie­
gervater und die Ehefrau des S. getötet wurden und 
das Wochenendhaus vollständig zertrümmert 
wurde. Das Propangas war in einer solchen Menge 
in das Kellergelaß ausgeströmt, daß die Explosions­
grenze erreicht war.
Nach der AS АО 873 (GBl.-Sdr. Nr. 176) ist der zu­
ständige Errichter für die Prüfung der Räume ver­
antwortlich, in denen Propangasanlagen aufgestellt 
werden. Es ist verboten, Propangasflaschen im Kel­
ler oder dort aufzustellen, wo tieferliegende, nicht 
belüftbare Räume vorhanden sind.
K. hat sich wegen fahrlässiger Brandverursachung 
(§ 188 StGB) in Tateinheit mit fahrlässiger Tötung 
(§ 114 StGB) zu verantworten. Aber auch S. hat 
sich nach § 188 StGB in Tateinheit mit § 114 StGB 
strafbar gemacht, da er gegen die „Richtlinien bei 
der Verwendung von Propan, Butan oder Dimethyl­
äther in privaten Haushaltungen und Gaststätten 
jeder Art“ verstieß und die Anlage eigenmächtig 
entgegen den technischen Grundsätzen veränderte.

Der Kausalzusammenhang wird nicht dadurch 
ausgeschlossen, daß das schädigende Ereignis 
durch das Aufeinandertreffen von Rechtspflicht­
verletzungen verschiedener Personen - auch un­
abhängig voneinander - bewirkt wird.

Wenn die den Brand verursachende Rechtspflicht­
verletzung von mehreren Personen begangen sein 
kann, jedoch nicht festzustellen ist, welche der be­
treffenden Personen die das Ereignis auslösende 
Handlung vorgenommen hat, ist eine Verurteilung 
nach § 188 StGB nicht möglich (z. B. wenn festge­
stellt worden ist, daß die Ursache der Brandentste­
hung ein in einer Scheune weggeworfener Zigaret­
tenstummel war, und feststeht, daß mehrere Perso­
nen unabhängig voneinander in der in Frage kom­

menden Zeit den Rest ihrer Zigarette weggeworfen 
haben); eventuell kommt eine Verurteilung wegen 
Gefährdung der Brandsicherheit gemäß § 187 
StGB in Frage.

Bei der Feststellung der Fahrlässigkeit gemäß 
§ 188 StGB spielt eine besondere Rolle, ob der 
Täter die Folgen vorausgesehen hatte oder hätte 
voraussehen müssen.17)

In einem VEB war es beim leichtfertigen Transport 
von einigen Litern Toluol, einer hochbrennbaren 
Flüssigkeit, zu einem Brand gekommen, bei dem 
drei Werktätige schwere Verbrennungen erlitten. 
Das Toluol war in ungesicherten Gasflaschen mit 
einem Fahrradanhänger ins Werkgelände transpor­
tiert worden, war ausgelaufen und durch ein Licht­
gitter in die untere Etage getropft, wo es sich an ei­
ner 200-Watt-Glühlampe entzündete. Ein leitender 
Mitarbeiter hatte bewußt seine Rechtspflicht da­
durch verletzt, daß er entgegen einer Auflage keine 
Schutzglocken über den Glühlampen hatte anbrin­
gen lassen. Dennoch wurde er strafrechtlich nicht 
zur Verantwortung gezogen, weil er die Folgen sei­
ner Pflichtverletzung nicht vorausgesehen hat und 
sie auch nicht voraussehen konnte. Ihm war nicht 
bekannt und konnte nicht bekannt sein, daß in dem 
Treppenhaus, das im wesentlichen aus unbrennba­
ren Materialien errichtet ist, in großen Zeitabstän­
den kleinere Mengen hochbrennbarer Flüssigkeit 
transportiert wurden.18)

In Abs. 2 und 3 des § 188 StGB werden 
schwere und besonders schwere Fälle fahrlässiger 
Brandverursachung beschrieben. Die Folgen 
müssen entsprechend § 12 StGB von der Fahrläs­
sigkeit umfaßt sein.

Bei einem durch schuldhafte Verletzung von 
Rechtspflichten verursachten Brand wurde auf 
Grund ungenügenden Anti-Havarietrainings die 
rechtzeitige Alarmierung der betrieblichen Lösch­
kräfte bzw. der örtlichen Feuerwehr unterlassen. 
Dadurch entwickelte sich der Brand zu einem 
Großbrand. Hier war zu prüfen, ob das pflichtwid­
rige Unterlassen für das Entstehen des Großbran­
des mit ursächlich gewesen ist und ob der Täter die 
Ausbreitung zu einem Großbrand hätte vorausse­
hen können.19)
In § 188 Abs. 3 StGB werden Freiheitsstrafen 

von einem bis zu acht Jahren für den Fall ange­
droht, daß durch die Verursachung des Brandes 
mehrere Menschen (d. h. mindestens zwei) den

17 Vgl. „OG-Urteil vom 1. 7. 1966“, Neue Justiz, 
4/1967, S. 132.

18 Vgl. „OG-Urteil vom 22. 8. 1973“, Neue Justiz, 
3/1974, S. 90 ff.

19 Vgl. „OG-Urteil vom 1. 7. 1966“, a. a. O.
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